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See the notice on TED website

672385-2026 - Iomaíocht
An Ghearmáin – Refuse skips – Lieferung von 86 Unterflurbehältern
OJ S 189/2026 30/09/2026
Fógra maidir le conradh nó lamháltas — an gnáthchóras
Soláthairtí

1. Ceannaitheoir

1.1.  Ceannaitheoir
Ainm oifigiúil: Vergabestelle Landeshauptstadt Stuttgart
R-phost: 65-8DLZBau@stuttgart.de
Cineál dlíthiúil an cheannaitheora: Comhlacht dlí phoiblí atá faoi rialú údaráis áitiúil
Gníomhaíocht an údaráis chonarthaigh: Seirbhísí poiblí ginearálta

2. Nós imeachta

2.1.  Nós imeachta
Teideal: Lieferung von 86 Unterflurbehältern
Cur síos: Herstellung und Lieferung von 86 Unterflur-Sammelbehältern einschließlich 
Einwurfsäulen aus Edelstahl V4A
Aitheantóir an nóis imeachta: d9a74bf6-d606-49df-b846-b84f4ef03c05
Aitheantóir inmheánach: AWS-397
An cineál nóis imeachta: Oscailte
Tá an nós imeachta á bhrostú: níl

2.1.1.  Cuspóir
Cineál an chonartha: Soláthairtí
Príomhaicmiú (cpv): 44613700 Refuse skips

2.1.2.  An áit feidhmíochta
Baile: Stuttgart
Cód poist: 70190
Foroinn tíre (NUTS): Stuttgart, Stadtkreis (DE111)
Tír: An Ghearmáin

2.1.4.  Eolas ginearálta
Bunús dlí: 
Treoir 2014/24/AE
vgv -

2.1.6.  Forais eisiaimh
Foinse na gcúiseanna eisiúna: Fógra
Éilliú: Entsprechend §42 VgV- nach §123 GWB Der öffentliche Auftraggeber schließt ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn er 
Kenntnis davon hat, dass eine Person, deren Verhalten nach § 123 GWB Absatz 3 dem 
Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine 
Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt 
worden ist wegen einer Straftat nach: § 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die 
Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von 
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der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden, § 264 des Strafgesetzbuchs 
(Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union 
oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet 
werden, Nach §122 GWB kann der Nachweis der Eignung und des Nichtvorliegens von 
Ausschlussgründen nach den §§ 123 und 124 ganz oder teilweise durch die Teilnahme an 
Präqualifizierungssystemen erbracht werden Die Eintragung in ein gleichwertiges Verzeichnis 
anderer Mitgliedstaaten ist als Nachweis ebenso zugelassen. - eine Eigenerklärung des 
Bieters nach Formblatt 124 - als vorläufigen Nachweis auch eine Einheitliche Europäische 
Eigenerklärung (EEE). Das Unternehmen, bei dem dieser Ausschlussgrund vorliegt, wird nicht 
von der Teilnahme an dem Vergabeverfahren ausgeschlossen, wenn das Unternehmen dem 
öffentlichen Auftraggeber oder nach § 8 des Wettbewerbsregistergesetzes dem 
Bundeskartellamt nachgewiesen hat, dass es 1. für jeden durch eine Straftat oder ein 
Fehlverhalten verursachten Schaden einen Ausgleich gezahlt oder sich zur Zahlung eines 
Ausgleichs verpflichtet hat, 2. die Tatsachen und Umstände, die mit der Straftat oder dem 
Fehlverhalten und dem dadurch verursachten Schaden in Zusammenhang stehen, durch eine 
aktive Zusammenarbeit mit den Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen Auftraggeber 
umfassend geklärt hat und 3. konkrete technische, organisatorische und personelle 
Maßnahmen ergriffen hat, die geeignet sind, weitere Straftaten oder weiteres Fehlverhalten zu 
vermeiden.
Calaois: Entsprechend §42 VgV- nach §123 GWB Der öffentliche Auftraggeber schließt ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn er 
Kenntnis davon hat, dass eine Person, deren Verhalten nach § 123 GWB Absatz 3 dem 
Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine 
Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt 
worden ist wegen einer Straftat nach: § 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die 
Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von 
der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden, § 264 des Strafgesetzbuchs 
(Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union 
oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet 
werden, Nach §122 GWB kann der Nachweis der Eignung und des Nichtvorliegens von 
Ausschlussgründen nach den §§ 123 und 124 ganz oder teilweise durch die Teilnahme an 
Präqualifizierungssystemen erbracht werden Die Eintragung in ein gleichwertiges Verzeichnis 
anderer Mitgliedstaaten ist als Nachweis ebenso zugelassen. - eine Eigenerklärung des 
Bieters nach Formblatt 124 - als vorläufigen Nachweis auch eine Einheitliche Europäische 
Eigenerklärung (EEE). Das Unternehmen, bei dem dieser Ausschlussgrund vorliegt, wird nicht 
von der Teilnahme an dem Vergabeverfahren ausgeschlossen, wenn das Unternehmen dem 
öffentlichen Auftraggeber oder nach § 8 des Wettbewerbsregistergesetzes dem 
Bundeskartellamt nachgewiesen hat, dass es 1. für jeden durch eine Straftat oder ein 
Fehlverhalten verursachten Schaden einen Ausgleich gezahlt oder sich zur Zahlung eines 
Ausgleichs verpflichtet hat, 2. die Tatsachen und Umstände, die mit der Straftat oder dem 
Fehlverhalten und dem dadurch verursachten Schaden in Zusammenhang stehen, durch eine 
aktive Zusammenarbeit mit den Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen Auftraggeber 
umfassend geklärt hat und 3. konkrete technische, organisatorische und personelle 
Maßnahmen ergriffen hat, die geeignet sind, weitere Straftaten oder weiteres Fehlverhalten zu 
vermeiden.
Rannpháirtíocht in eagraíocht choiriúil: Entsprechend §42 VgV- nach §123 GWB Der 
öffentliche Auftraggeber schließt ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens 
von der Teilnahme aus, wenn er Kenntnis davon hat, dass eine Person, deren Verhalten nach 
§ 123 GWB Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen 
das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
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rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: § 129 des Strafgesetzbuchs 
(Bildung krimineller Vereinigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuchs (Kriminelle 
Vereinigungen im Ausland). Nach §122 GWB kann der Nachweis der Eignung und des 
Nichtvorliegens von Ausschlussgründen nach den §§ 123 und 124 ganz oder teilweise durch 
die Teilnahme an Präqualifizierungssystemen erbracht werden Die Eintragung in ein 
gleichwertiges Verzeichnis anderer Mitgliedstaaten ist als Nachweis ebenso zugelassen. - 
eine Eigenerklärung des Bieters nach Formblatt 124 - als vorläufigen Nachweis auch eine 
Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE). Das Unternehmen, bei dem dieser 
Ausschlussgrund vorliegt, wird nicht von der Teilnahme an dem Vergabeverfahren 
ausgeschlossen, wenn das Unternehmen dem öffentlichen Auftraggeber oder nach § 8 des 
Wettbewerbsregistergesetzes dem Bundeskartellamt nachgewiesen hat, dass es 1. für jeden 
durch eine Straftat oder ein Fehlverhalten verursachten Schaden einen Ausgleich gezahlt oder 
sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet hat, 2. die Tatsachen und Umstände, die mit der 
Straftat oder dem Fehlverhalten und dem dadurch verursachten Schaden in Zusammenhang 
stehen, durch eine aktive Zusammenarbeit mit den Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen 
Auftraggeber umfassend geklärt hat und 3. konkrete technische, organisatorische und 
personelle Maßnahmen ergriffen hat, die geeignet sind, weitere Straftaten oder weiteres 
Fehlverhalten zu vermeiden.
Cionta sceimhlitheoireachta nó cionta a bhaineann le gníomhaíochtaí sceimhlitheoireachta: 
Entsprechend §42 VgV nach §123 GWB: Der öffentliche Auftraggeber schließt ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn er 
Kenntnis davon hat, dass eine Person, deren Verhalten nach § 123 GWB Absatz 3 dem 
Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine 
Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt 
worden ist wegen einer Straftat nach: § 129a StGB (Bildung terroristischer Vereinigungen) 
oder § 129b StGB (terroristische Vereinigungen im Ausland) Nach §122 GWB kann der 
Nachweis der Eignung und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen nach den §§ 123 und 
124 ganz oder teilweise durch die Teilnahme an Präqualifizierungssystemen erbracht werden 
Die Eintragung in ein gleichwertiges Verzeichnis anderer Mitgliedstaaten ist als Nachweis 
ebenso zugelassen. - eine Eigenerklärung des Bieters nach Formblatt 124 - als vorläufigen 
Nachweis auch eine Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE). Das Unternehmen, bei 
dem dieser Ausschlussgrund vorliegt, wird nicht von der Teilnahme an dem Vergabeverfahren 
ausgeschlossen, wenn das Unternehmen dem öffentlichen Auftraggeber oder nach § 8 des 
Wettbewerbsregistergesetzes dem Bundeskartellamt nachgewiesen hat, dass es 1. für jeden 
durch eine Straftat oder ein Fehlverhalten verursachten Schaden einen Ausgleich gezahlt oder 
sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet hat, 2. die Tatsachen und Umstände, die mit der 
Straftat oder dem Fehlverhalten und dem dadurch verursachten Schaden in Zusammenhang 
stehen, durch eine aktive Zusammenarbeit mit den Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen 
Auftraggeber umfassend geklärt hat und 3. konkrete technische, organisatorische und 
personelle Maßnahmen ergriffen hat, die geeignet sind, weitere Straftaten oder weiteres 
Fehlverhalten zu vermeiden.
Cuirtear ar fionraí gníomhaíochtaí gnó: Entsprechend §42 VgV nach §124 GWB Abs.1 kann 
unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren 
ausgeschlossen werden, wenn sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet 
oder seine Tätigkeit eingestellt hat. Nach §122 GWB kann der Nachweis der Eignung und des 
Nichtvorliegens von Ausschlussgründen nach den §§ 123 und 124 ganz oder teilweise durch 
die Teilnahme an Präqualifizierungssystemen erbracht werden Die Eintragung in ein 
gleichwertiges Verzeichnis anderer Mitgliedstaaten ist als Nachweis ebenso zugelassen. - 
eine Eigenerklärung des Bieters nach Formblatt 124 - als vorläufigen Nachweis auch eine 
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Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE). Das Unternehmen, bei dem dieser 
Ausschlussgrund vorliegt, wird nicht von der Teilnahme an dem Vergabeverfahren 
ausgeschlossen, wenn das Unternehmen dem öffentlichen Auftraggeber oder nach § 8 des 
Wettbewerbsregistergesetzes dem Bundeskartellamt nachgewiesen hat, dass es 1. für jeden 
durch eine Straftat oder ein Fehlverhalten verursachten Schaden einen Ausgleich gezahlt oder 
sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet hat, 2. die Tatsachen und Umstände, die mit der 
Straftat oder dem Fehlverhalten und dem dadurch verursachten Schaden in Zusammenhang 
stehen, durch eine aktive Zusammenarbeit mit den Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen 
Auftraggeber umfassend geklärt hat und 3. konkrete technische, organisatorische und 
personelle Maßnahmen ergriffen hat, die geeignet sind, weitere Straftaten oder weiteres 
Fehlverhalten zu vermeiden.
Sciúradh airgid nó maoiniú na sceimhlitheoireachta: Entsprechend §42 VgV- nach §123 GWB 
Der öffentliche Auftraggeber schließt ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn er Kenntnis davon hat, dass eine Person, 
deren Verhalten nach § 123 GWB Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig 
verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: § 89c 
des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer solchen 
Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass 
diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden 
sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu begehen, § 261 des 
Strafgesetzbuchs (Geldwäsche), Nach §122 GWB kann der Nachweis der Eignung und des 
Nichtvorliegens von Ausschlussgründen nach den §§ 123 und 124 ganz oder teilweise durch 
die Teilnahme an Präqualifizierungssystemen erbracht werden Die Eintragung in ein 
gleichwertiges Verzeichnis anderer Mitgliedstaaten ist als Nachweis ebenso zugelassen. - 
eine Eigenerklärung des Bieters nach Formblatt 124 - als vorläufigen Nachweis auch eine 
Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE). Das Unternehmen, bei dem dieser 
Ausschlussgrund vorliegt, wird nicht von der Teilnahme an dem Vergabeverfahren 
ausgeschlossen, wenn das Unternehmen dem öffentlichen Auftraggeber oder nach § 8 des 
Wettbewerbsregistergesetzes dem Bundeskartellamt nachgewiesen hat, dass es 1. für jeden 
durch eine Straftat oder ein Fehlverhalten verursachten Schaden einen Ausgleich gezahlt oder 
sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet hat, 2. die Tatsachen und Umstände, die mit der 
Straftat oder dem Fehlverhalten und dem dadurch verursachten Schaden in Zusammenhang 
stehen, durch eine aktive Zusammenarbeit mit den Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen 
Auftraggeber umfassend geklärt hat und 3. konkrete technische, organisatorische und 
personelle Maßnahmen ergriffen hat, die geeignet sind, weitere Straftaten oder weiteres 
Fehlverhalten zu vermeiden.
Sócmhainní atá á riaradh ag leachtaitheoir: Entsprechend §42 VgV nach §124 GWB Abs.1 
kann unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu 
jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren 
ausgeschlossen werden, wenn über das Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren 
beantragt oder eröffnet worden ist oder die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels 
Masse abgelehnt worden ist. Nach §122 GWB kann der Nachweis der Eignung und des 
Nichtvorliegens von Ausschlussgründen nach den §§ 123 und 124 ganz oder teilweise durch 
die Teilnahme an Präqualifizierungssystemen erbracht werden Die Eintragung in ein 
gleichwertiges Verzeichnis anderer Mitgliedstaaten ist als Nachweis ebenso zugelassen. - 
eine Eigenerklärung des Bieters nach Formblatt 124 - als vorläufigen Nachweis auch eine 
Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE). Das Unternehmen, bei dem dieser 
Ausschlussgrund vorliegt, wird nicht von der Teilnahme an dem Vergabeverfahren 
ausgeschlossen, wenn das Unternehmen dem öffentlichen Auftraggeber oder nach § 8 des 
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Wettbewerbsregistergesetzes dem Bundeskartellamt nachgewiesen hat, dass es 1. für jeden 
durch eine Straftat oder ein Fehlverhalten verursachten Schaden einen Ausgleich gezahlt oder 
sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet hat, 2. die Tatsachen und Umstände, die mit der 
Straftat oder dem Fehlverhalten und dem dadurch verursachten Schaden in Zusammenhang 
stehen, durch eine aktive Zusammenarbeit mit den Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen 
Auftraggeber umfassend geklärt hat und 3. konkrete technische, organisatorische und 
personelle Maßnahmen ergriffen hat, die geeignet sind, weitere Straftaten oder weiteres 
Fehlverhalten zu vermeiden.
Coinbhleacht leasa mar gheall ar a rannpháirtíocht sa nós imeachta soláthair: Entsprechend 
§42 VgV nach §124 GWB Abs.1 kann unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausgeschlossen werden, wenn ein Interessenkonflikt 
bei der Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und 
Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der Durchführung 
des Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger 
einschneidende Maßnahmen nicht wirksam beseitigt werden kann, Nach §122 GWB kann der 
Nachweis der Eignung und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen nach den §§ 123 und 
124 ganz oder teilweise durch die Teilnahme an Präqualifizierungssystemen erbracht werden 
Die Eintragung in ein gleichwertiges Verzeichnis anderer Mitgliedstaaten ist als Nachweis 
ebenso zugelassen. - eine Eigenerklärung des Bieters nach Formblatt 124 - als vorläufigen 
Nachweis auch eine Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE). Das Unternehmen, bei 
dem dieser Ausschlussgrund vorliegt, wird nicht von der Teilnahme an dem Vergabeverfahren 
ausgeschlossen, wenn das Unternehmen dem öffentlichen Auftraggeber oder nach § 8 des 
Wettbewerbsregistergesetzes dem Bundeskartellamt nachgewiesen hat, dass es 1. für jeden 
durch eine Straftat oder ein Fehlverhalten verursachten Schaden einen Ausgleich gezahlt oder 
sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet hat, 2. die Tatsachen und Umstände, die mit der 
Straftat oder dem Fehlverhalten und dem dadurch verursachten Schaden in Zusammenhang 
stehen, durch eine aktive Zusammenarbeit mit den Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen 
Auftraggeber umfassend geklärt hat und 3. konkrete technische, organisatorische und 
personelle Maßnahmen ergriffen hat, die geeignet sind, weitere Straftaten oder weiteres 
Fehlverhalten zu vermeiden.
Foirceannadh luath, damáistí nó smachtbhannaí inchomparáide eile: Entsprechend §42 VgV 
nach §124 GWB Abs.1 kann unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit 
ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren ausgeschlossen werden, wenn das Unternehmen eine wesentliche 
Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags oder 
Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer 
vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt 
hat, Nach §122 GWB kann der Nachweis der Eignung und des Nichtvorliegens von 
Ausschlussgründen nach den §§ 123 und 124 ganz oder teilweise durch die Teilnahme an 
Präqualifizierungssystemen erbracht werden Die Eintragung in ein gleichwertiges Verzeichnis 
anderer Mitgliedstaaten ist als Nachweis ebenso zugelassen. - eine Eigenerklärung des 
Bieters nach Formblatt 124 - als vorläufigen Nachweis auch eine Einheitliche Europäische 
Eigenerklärung (EEE). Das Unternehmen, bei dem dieser Ausschlussgrund vorliegt, wird nicht 
von der Teilnahme an dem Vergabeverfahren ausgeschlossen, wenn das Unternehmen dem 
öffentlichen Auftraggeber oder nach § 8 des Wettbewerbsregistergesetzes dem 
Bundeskartellamt nachgewiesen hat, dass es 1. für jeden durch eine Straftat oder ein 
Fehlverhalten verursachten Schaden einen Ausgleich gezahlt oder sich zur Zahlung eines 
Ausgleichs verpflichtet hat, 2. die Tatsachen und Umstände, die mit der Straftat oder dem 
Fehlverhalten und dem dadurch verursachten Schaden in Zusammenhang stehen, durch eine 
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aktive Zusammenarbeit mit den Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen Auftraggeber 
umfassend geklärt hat und 3. konkrete technische, organisatorische und personelle 
Maßnahmen ergriffen hat, die geeignet sind, weitere Straftaten oder weiteres Fehlverhalten zu 
vermeiden.
Fostú páistí agus cineálacha eile gáinneála ar dhaoine: Entsprechend §42 VgV- nach §123 
GWB Der öffentliche Auftraggeber schließt ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn er Kenntnis davon hat, dass eine Person, 
deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt 
oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: den §§ 
232, 232a Absatz 1 bis 5, den §§ 232b bis 233a des Strafgesetzbuches (Menschenhandel, 
Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, Ausbeutung der Arbeitskraft, Ausbeutung unter 
Ausnutzung einer Freiheitsberaubung). Nach §122 GWB kann der Nachweis der Eignung und 
des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen nach den §§ 123 und 124 ganz oder teilweise 
durch die Teilnahme an Präqualifizierungssystemen erbracht werden Die Eintragung in ein 
gleichwertiges Verzeichnis anderer Mitgliedstaaten ist als Nachweis ebenso zugelassen. - 
eine Eigenerklärung des Bieters nach Formblatt 124 - als vorläufigen Nachweis auch eine 
Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE). Das Unternehmen, bei dem dieser 
Ausschlussgrund vorliegt, wird nicht von der Teilnahme an dem Vergabeverfahren 
ausgeschlossen, wenn das Unternehmen dem öffentlichen Auftraggeber oder nach § 8 des 
Wettbewerbsregistergesetzes dem Bundeskartellamt nachgewiesen hat, dass es 1. für jeden 
durch eine Straftat oder ein Fehlverhalten verursachten Schaden einen Ausgleich gezahlt oder 
sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet hat, 2. die Tatsachen und Umstände, die mit der 
Straftat oder dem Fehlverhalten und dem dadurch verursachten Schaden in Zusammenhang 
stehen, durch eine aktive Zusammenarbeit mit den Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen 
Auftraggeber umfassend geklärt hat und 3. konkrete technische, organisatorische und 
personelle Maßnahmen ergriffen hat, die geeignet sind, weitere Straftaten oder weiteres 
Fehlverhalten zu vermeiden.
Cás cosúil le féimheacht faoin dlí náisiúnta: Entsprechend §42 VgV nach §124 GWB Abs.1 
kann unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu 
jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren 
ausgeschlossen werden, wenn das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen 
des Unternehmens ein mit Insolvenzverfahren vergleichbares Verfahren beantragt oder 
eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden 
ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit 
eingestellt hat, Nach §122 GWB kann der Nachweis der Eignung und des Nichtvorliegens von 
Ausschlussgründen nach den §§ 123 und 124 ganz oder teilweise durch die Teilnahme an 
Präqualifizierungssystemen erbracht werden Die Eintragung in ein gleichwertiges Verzeichnis 
anderer Mitgliedstaaten ist als Nachweis ebenso zugelassen. - eine Eigenerklärung des 
Bieters nach Formblatt 124 - als vorläufigen Nachweis auch eine Einheitliche Europäische 
Eigenerklärung (EEE). Das Unternehmen, bei dem dieser Ausschlussgrund vorliegt, wird nicht 
von der Teilnahme an dem Vergabeverfahren ausgeschlossen, wenn das Unternehmen dem 
öffentlichen Auftraggeber oder nach § 8 des Wettbewerbsregistergesetzes dem 
Bundeskartellamt nachgewiesen hat, dass es 1. für jeden durch eine Straftat oder ein 
Fehlverhalten verursachten Schaden einen Ausgleich gezahlt oder sich zur Zahlung eines 
Ausgleichs verpflichtet hat, 2. die Tatsachen und Umstände, die mit der Straftat oder dem 
Fehlverhalten und dem dadurch verursachten Schaden in Zusammenhang stehen, durch eine 
aktive Zusammenarbeit mit den Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen Auftraggeber 
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umfassend geklärt hat und 3. konkrete technische, organisatorische und personelle 
Maßnahmen ergriffen hat, die geeignet sind, weitere Straftaten oder weiteres Fehlverhalten zu 
vermeiden.
Sárú oibleagáidí arna socrú faoi fhorais eisiaimh náisiúnta amháin: Die Bedingungen 
entsprechend Tariftreuegesetz des Landes Baden-Württemberg sind zu bestätigen.
Mí#iompar gairmiúil tromchúiseach: Entsprechend §42 VgV nach §124 GWB Abs.1 kann unter 
Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren 
ausgeschlossen werden, wenn das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit 
nachweislich eine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des 
Unternehmens infrage gestellt wird; § 123 Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden, Nach §122 
GWB kann der Nachweis der Eignung und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen nach 
den §§ 123 und 124 ganz oder teilweise durch die Teilnahme an Präqualifizierungssystemen 
erbracht werden Die Eintragung in ein gleichwertiges Verzeichnis anderer Mitgliedstaaten ist 
als Nachweis ebenso zugelassen. - eine Eigenerklärung des Bieters nach Formblatt 124 - als 
vorläufigen Nachweis auch eine Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE). Das 
Unternehmen, bei dem dieser Ausschlussgrund vorliegt, wird nicht von der Teilnahme an dem 
Vergabeverfahren ausgeschlossen, wenn das Unternehmen dem öffentlichen Auftraggeber 
oder nach § 8 des Wettbewerbsregistergesetzes dem Bundeskartellamt nachgewiesen hat, 
dass es 1. für jeden durch eine Straftat oder ein Fehlverhalten verursachten Schaden einen 
Ausgleich gezahlt oder sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet hat, 2. die Tatsachen 
und Umstände, die mit der Straftat oder dem Fehlverhalten und dem dadurch verursachten 
Schaden in Zusammenhang stehen, durch eine aktive Zusammenarbeit mit den 
Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen Auftraggeber umfassend geklärt hat und 3. 
konkrete technische, organisatorische und personelle Maßnahmen ergriffen hat, die geeignet 
sind, weitere Straftaten oder weiteres Fehlverhalten zu vermeiden.
Mífhaisnéis, faisnéis a coinníodh siar, gan bheith in ann doiciméid riachtanacha a sholáthar nó 
faisnéis rúnda a fuarthas maidir leis an nós imeachta seo: Entsprechend §42 VgV nach §124 
GWB Abs.1 kann unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren ausgeschlossen werden, wenn das Unternehmen in Bezug auf 
Ausschlussgründe oder Eignungskriterien eine schwerwiegende Täuschung begangen, 
Auskünfte zurückgehalten hat oder nicht in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu 
übermitteln oder das Unternehmen versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen 
Auftraggebers in unzulässiger Weise zu beeinflussen, oder versucht hat, vertrauliche 
Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen 
könnte, oder fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, die die 
Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten oder 
versucht hat, solche Informationen zu übermitteln. Nach §122 GWB kann der Nachweis der 
Eignung und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen nach den §§ 123 und 124 ganz oder 
teilweise durch die Teilnahme an Präqualifizierungssystemen erbracht werden Die Eintragung 
in ein gleichwertiges Verzeichnis anderer Mitgliedstaaten ist als Nachweis ebenso zugelassen. 
- eine Eigenerklärung des Bieters nach Formblatt 124 - als vorläufigen Nachweis auch eine 
Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE). Das Unternehmen, bei dem dieser 
Ausschlussgrund vorliegt, wird nicht von der Teilnahme an dem Vergabeverfahren 
ausgeschlossen, wenn das Unternehmen dem öffentlichen Auftraggeber oder nach § 8 des 
Wettbewerbsregistergesetzes dem Bundeskartellamt nachgewiesen hat, dass es 1. für jeden 
durch eine Straftat oder ein Fehlverhalten verursachten Schaden einen Ausgleich gezahlt oder 
sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet hat, 2. die Tatsachen und Umstände, die mit der 
Straftat oder dem Fehlverhalten und dem dadurch verursachten Schaden in Zusammenhang 
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stehen, durch eine aktive Zusammenarbeit mit den Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen 
Auftraggeber umfassend geklärt hat und 3. konkrete technische, organisatorische und 
personelle Maßnahmen ergriffen hat, die geeignet sind, weitere Straftaten oder weiteres 
Fehlverhalten zu vermeiden.
Sárú oibleagáidí i réimsí an dlí saothair: Entsprechend §42 VgV nach §124 GWB Abs.1 kann 
unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren 
ausgeschlossen werden, wenn das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge 
nachweislich gegen geltende arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat, Nach §122 
GWB kann der Nachweis der Eignung und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen nach 
den §§ 123 und 124 ganz oder teilweise durch die Teilnahme an Präqualifizierungssystemen 
erbracht werden Die Eintragung in ein gleichwertiges Verzeichnis anderer Mitgliedstaaten ist 
als Nachweis ebenso zugelassen. - eine Eigenerklärung des Bieters nach Formblatt 124 - als 
vorläufigen Nachweis auch eine Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE). Das 
Unternehmen, bei dem dieser Ausschlussgrund vorliegt, wird nicht von der Teilnahme an dem 
Vergabeverfahren ausgeschlossen, wenn das Unternehmen dem öffentlichen Auftraggeber 
oder nach § 8 des Wettbewerbsregistergesetzes dem Bundeskartellamt nachgewiesen hat, 
dass es 1. für jeden durch eine Straftat oder ein Fehlverhalten verursachten Schaden einen 
Ausgleich gezahlt oder sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet hat, 2. die Tatsachen 
und Umstände, die mit der Straftat oder dem Fehlverhalten und dem dadurch verursachten 
Schaden in Zusammenhang stehen, durch eine aktive Zusammenarbeit mit den 
Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen Auftraggeber umfassend geklärt hat und 3. 
konkrete technische, organisatorische und personelle Maßnahmen ergriffen hat, die geeignet 
sind, weitere Straftaten oder weiteres Fehlverhalten zu vermeiden.
Sárú oibleagáidí i réimsí an dlí shóisialta: Entsprechend §42 VgV nach §124 GWB Abs.1 kann 
unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren 
ausgeschlossen werden, wenn das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge 
nachweislich gegen geltende sozialrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat, Nach §122 GWB 
kann der Nachweis der Eignung und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen nach den §§ 
123 und 124 ganz oder teilweise durch die Teilnahme an Präqualifizierungssystemen erbracht 
werden Die Eintragung in ein gleichwertiges Verzeichnis anderer Mitgliedstaaten ist als 
Nachweis ebenso zugelassen. - eine Eigenerklärung des Bieters nach Formblatt 124 - als 
vorläufigen Nachweis auch eine Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE). Das 
Unternehmen, bei dem dieser Ausschlussgrund vorliegt, wird nicht von der Teilnahme an dem 
Vergabeverfahren ausgeschlossen, wenn das Unternehmen dem öffentlichen Auftraggeber 
oder nach § 8 des Wettbewerbsregistergesetzes dem Bundeskartellamt nachgewiesen hat, 
dass es 1. für jeden durch eine Straftat oder ein Fehlverhalten verursachten Schaden einen 
Ausgleich gezahlt oder sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet hat, 2. die Tatsachen 
und Umstände, die mit der Straftat oder dem Fehlverhalten und dem dadurch verursachten 
Schaden in Zusammenhang stehen, durch eine aktive Zusammenarbeit mit den 
Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen Auftraggeber umfassend geklärt hat und 3. 
konkrete technische, organisatorische und personelle Maßnahmen ergriffen hat, die geeignet 
sind, weitere Straftaten oder weiteres Fehlverhalten zu vermeiden.
Sárú oibleagáidí i réimsí an dlí comhshaoil: Entsprechend §42 VgV nach §124 GWB Abs.1 
kann unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu 
jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren 
ausgeschlossen werden, wenn das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge 
nachweislich gegen geltende umweltrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat, Nach §122 
GWB kann der Nachweis der Eignung und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen nach 
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den §§ 123 und 124 ganz oder teilweise durch die Teilnahme an Präqualifizierungssystemen 
erbracht werden Die Eintragung in ein gleichwertiges Verzeichnis anderer Mitgliedstaaten ist 
als Nachweis ebenso zugelassen. - eine Eigenerklärung des Bieters nach Formblatt 124 - als 
vorläufigen Nachweis auch eine Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE). Das 
Unternehmen, bei dem dieser Ausschlussgrund vorliegt, wird nicht von der Teilnahme an dem 
Vergabeverfahren ausgeschlossen, wenn das Unternehmen dem öffentlichen Auftraggeber 
oder nach § 8 des Wettbewerbsregistergesetzes dem Bundeskartellamt nachgewiesen hat, 
dass es 1. für jeden durch eine Straftat oder ein Fehlverhalten verursachten Schaden einen 
Ausgleich gezahlt oder sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet hat, 2. die Tatsachen 
und Umstände, die mit der Straftat oder dem Fehlverhalten und dem dadurch verursachten 
Schaden in Zusammenhang stehen, durch eine aktive Zusammenarbeit mit den 
Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen Auftraggeber umfassend geklärt hat und 3. 
konkrete technische, organisatorische und personelle Maßnahmen ergriffen hat, die geeignet 
sind, weitere Straftaten oder weiteres Fehlverhalten zu vermeiden.
Sárú oibleagáide a bhaineann le ranníocaíochtaí slándála sóisialta a íoc: Entsprechend §42 
VgV- nach §123 Abs.4 GWB Schließt der öffentliche Auftraggeber ein Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren aus, wenn 
das Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung Beiträgen zur Sozialversicherung nicht 
nachgekommen ist und dies durch eine rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige 
Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde oder der öffentlichen Auftraggeber auf sonstige 
geeignete Weise die Verletzung einer entsprechenden Verpflichtung nachweisen kann. Wenn 
das Unternehmen seinen Verpflichtungen dadurch nachgekommen ist, dass es die Zahlung 
vorgenommen oder sich zur Zahlung der Beiträge zur Sozialversicherung einschließlich 
Zinsen, Säumnis- und Strafzuschlägen verpflichtet hat, erfolgt kein Ausschluss. Nach §122 
GWB kann der Nachweis der Eignung und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen nach 
den §§ 123 und 124 ganz oder teilweise durch die Teilnahme an Präqualifizierungssystemen 
erbracht werden Die Eintragung in ein gleichwertiges Verzeichnis anderer Mitgliedstaaten ist 
als Nachweis ebenso zugelassen. - eine Eigenerklärung des Bieters nach Formblatt 124 - als 
vorläufigen Nachweis auch eine Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE). Das 
Unternehmen, bei dem dieser Ausschlussgrund vorliegt, wird nicht von der Teilnahme an dem 
Vergabeverfahren ausgeschlossen, wenn das Unternehmen dem öffentlichen Auftraggeber 
oder nach § 8 des Wettbewerbsregistergesetzes dem Bundeskartellamt nachgewiesen hat, 
dass es 1. für jeden durch eine Straftat oder ein Fehlverhalten verursachten Schaden einen 
Ausgleich gezahlt oder sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet hat, 2. die Tatsachen 
und Umstände, die mit der Straftat oder dem Fehlverhalten und dem dadurch verursachten 
Schaden in Zusammenhang stehen, durch eine aktive Zusammenarbeit mit den 
Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen Auftraggeber umfassend geklärt hat und 3. 
konkrete technische, organisatorische und personelle Maßnahmen ergriffen hat, die geeignet 
sind, weitere Straftaten oder weiteres Fehlverhalten zu vermeiden.
Sárú oibleagáide a bhaineann le cánacha a íoc: Entsprechend §42 VgV- nach §123 Abs.4 
GWB Schließt der öffentliche Auftraggeber ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren aus, wenn das 
Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern oder Abgaben nicht 
nachgekommen ist und dies durch eine rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige 
Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde oder der öffentliche Auftraggeber auf sonstige 
geeignete Weise die Verletzung einer entsprechenden Verpflichtung nachweisen kann. Wenn 
das Unternehmen seinen Verpflichtungen dadurch nachgekommen ist, dass es die Zahlung 
vorgenommen oder sich zur Zahlung der Steuern oder Abgaben einschließlich Zinsen, 
Säumnis- und Strafzuschlägen verpflichtet hat, erfolgt kein Ausschluss. Nach §122 GWB kann 
der Nachweis der Eignung und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen nach den §§ 123 
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und 124 ganz oder teilweise durch die Teilnahme an Präqualifizierungssystemen erbracht 
werden Die Eintragung in ein gleichwertiges Verzeichnis anderer Mitgliedstaaten ist als 
Nachweis ebenso zugelassen. - eine Eigenerklärung des Bieters nach Formblatt 124 - als 
vorläufigen Nachweis auch eine Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE). Das 
Unternehmen, bei dem dieser Ausschlussgrund vorliegt, wird nicht von der Teilnahme an dem 
Vergabeverfahren ausgeschlossen, wenn das Unternehmen dem öffentlichen Auftraggeber 
oder nach § 8 des Wettbewerbsregistergesetzes dem Bundeskartellamt nachgewiesen hat, 
dass es 1. für jeden durch eine Straftat oder ein Fehlverhalten verursachten Schaden einen 
Ausgleich gezahlt oder sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet hat, 2. die Tatsachen 
und Umstände, die mit der Straftat oder dem Fehlverhalten und dem dadurch verursachten 
Schaden in Zusammenhang stehen, durch eine aktive Zusammenarbeit mit den 
Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen Auftraggeber umfassend geklärt hat und 3. 
konkrete technische, organisatorische und personelle Maßnahmen ergriffen hat, die geeignet 
sind, weitere Straftaten oder weiteres Fehlverhalten zu vermeiden.
Comhaontuithe le hoibreoirí eacnamaíocha eile arb é is aidhm dóibh an iomaíocht a 
shaobhadh: Entsprechend §42 VgV nach §124 GWB Abs.1 kann unter Berücksichtigung des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausgeschlossen werden, 
wenn der öffentliche Auftraggeber über hinreichende Anhaltspunkte dafür verfügt, dass das 
Unternehmen mit anderen Unternehmen Vereinbarungen getroffen oder Verhaltensweisen 
aufeinander abgestimmt hat, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des 
Wettbewerbs bezwecken oder bewirken. Nach §122 GWB kann der Nachweis der Eignung 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen nach den §§ 123 und 124 ganz oder 
teilweise durch die Teilnahme an Präqualifizierungssystemen erbracht werden Die Eintragung 
in ein gleichwertiges Verzeichnis anderer Mitgliedstaaten ist als Nachweis ebenso zugelassen. 
- eine Eigenerklärung des Bieters nach Formblatt 124 - als vorläufigen Nachweis auch eine 
Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE). Das Unternehmen, bei dem dieser 
Ausschlussgrund vorliegt, wird nicht von der Teilnahme an dem Vergabeverfahren 
ausgeschlossen, wenn das Unternehmen dem öffentlichen Auftraggeber oder nach § 8 des 
Wettbewerbsregistergesetzes dem Bundeskartellamt nachgewiesen hat, dass es 1. für jeden 
durch eine Straftat oder ein Fehlverhalten verursachten Schaden einen Ausgleich gezahlt oder 
sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet hat, 2. die Tatsachen und Umstände, die mit der 
Straftat oder dem Fehlverhalten und dem dadurch verursachten Schaden in Zusammenhang 
stehen, durch eine aktive Zusammenarbeit mit den Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen 
Auftraggeber umfassend geklärt hat und 3. konkrete technische, organisatorische und 
personelle Maßnahmen ergriffen hat, die geeignet sind, weitere Straftaten oder weiteres 
Fehlverhalten zu vermeiden.
Rannpháirtíocht dhíreach nó indíreach in ullmhú an nós imeachta soláthair seo: Entsprechend 
§42 VgV nach §124 GWB Abs.1 kann unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausgeschlossen werden, wenn eine 
Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass das Unternehmen bereits in die Vorbereitung 
des Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese Wettbewerbsverzerrung nicht durch 
andere, weniger einschneidende Maßnahmen beseitigt werden kann. Nach §122 GWB kann 
der Nachweis der Eignung und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen nach den §§ 123 
und 124 ganz oder teilweise durch die Teilnahme an Präqualifizierungssystemen erbracht 
werden Die Eintragung in ein gleichwertiges Verzeichnis anderer Mitgliedstaaten ist als 
Nachweis ebenso zugelassen. - eine Eigenerklärung des Bieters nach Formblatt 124 - als 
vorläufigen Nachweis auch eine Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE). Das 
Unternehmen, bei dem dieser Ausschlussgrund vorliegt, wird nicht von der Teilnahme an dem 
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Vergabeverfahren ausgeschlossen, wenn das Unternehmen dem öffentlichen Auftraggeber 
oder nach § 8 des Wettbewerbsregistergesetzes dem Bundeskartellamt nachgewiesen hat, 
dass es 1. für jeden durch eine Straftat oder ein Fehlverhalten verursachten Schaden einen 
Ausgleich gezahlt oder sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet hat, 2. die Tatsachen 
und Umstände, die mit der Straftat oder dem Fehlverhalten und dem dadurch verursachten 
Schaden in Zusammenhang stehen, durch eine aktive Zusammenarbeit mit den 
Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen Auftraggeber umfassend geklärt hat und 3. 
konkrete technische, organisatorische und personelle Maßnahmen ergriffen hat, die geeignet 
sind, weitere Straftaten oder weiteres Fehlverhalten zu vermeiden.
Dócmhainneacht: Entsprechend §42 VgV nach §124 GWB Abs.1 kann unter Berücksichtigung 
des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausgeschlossen werden, 
wenn das Unternehmen zahlungsunfähig ist. Nach §122 GWB kann der Nachweis der 
Eignung und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen nach den §§ 123 und 124 ganz oder 
teilweise durch die Teilnahme an Präqualifizierungssystemen erbracht werden Die Eintragung 
in ein gleichwertiges Verzeichnis anderer Mitgliedstaaten ist als Nachweis ebenso zugelassen. 
- eine Eigenerklärung des Bieters nach Formblatt 124 - als vorläufigen Nachweis auch eine 
Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE). Das Unternehmen, bei dem dieser 
Ausschlussgrund vorliegt, wird nicht von der Teilnahme an dem Vergabeverfahren 
ausgeschlossen, wenn das Unternehmen dem öffentlichen Auftraggeber oder nach § 8 des 
Wettbewerbsregistergesetzes dem Bundeskartellamt nachgewiesen hat, dass es 1. für jeden 
durch eine Straftat oder ein Fehlverhalten verursachten Schaden einen Ausgleich gezahlt oder 
sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet hat, 2. die Tatsachen und Umstände, die mit der 
Straftat oder dem Fehlverhalten und dem dadurch verursachten Schaden in Zusammenhang 
stehen, durch eine aktive Zusammenarbeit mit den Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen 
Auftraggeber umfassend geklärt hat und 3. konkrete technische, organisatorische und 
personelle Maßnahmen ergriffen hat, die geeignet sind, weitere Straftaten oder weiteres 
Fehlverhalten zu vermeiden.

5. Luchtóg

5.1.  Luchtóg: LOT-0000
Teideal: Lieferung von 86 Unterflurbehältern
Cur síos: Herstellung und Lieferung von 86 Unterflur-Sammelbehältern einschließlich 
Einwurfsäulen aus Edelstahl V4A
Aitheantóir inmheánach: 0

5.1.1.  Cuspóir
Cineál an chonartha: Soláthairtí
Príomhaicmiú (cpv): 44613700 Refuse skips

5.1.2.  An áit feidhmíochta
Baile: Stuttgart
Cód poist: 70190
Foroinn tíre (NUTS): Stuttgart, Stadtkreis (DE111)
Tír: An Ghearmáin

5.1.3.  Fad measta
Dáta tosaithe: 04/01/2027
Dáta deiridh an tréimhse: 31/03/2027
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5.1.6.  Eolas ginearálta
Rannpháirtíocht fhorchoimeádta: 
Ní fhorchoimeádtar an rannpháirtíocht.
Tionscadal soláthair nach maoinítear le cistí an Aontais
Tá an soláthar cumhdaithe ag an gComhaontú maidir le Soláthar Rialtais (GPA): tá
Tá an soláthar sin oiriúnach freisin d’fhiontair bheaga agus mheánmhéide (FBManna): tá
Eolas breise: #Besonders auch geeignet für:other-sme#

5.1.7.  Soláthar straitéiseach
Aidhm an tsoláthair straitéisigh: Níl soláthar straitéiseach i gceist

5.1.9.  Critéir roghnúcháin
Foinse na gcritéir roghnaithe: Fógra
Critéar: Ioncam bliantúil ginearálta
Cur síos ar an gcritéar roghnúcháin: siehe FB

5.1.11.  Doiciméid soláthair
Na teangacha ina bhfuil na doiciméid soláthair ar fáil go hoifigiúil: Gearmáinis
Seoladh na ndoiciméad soláthair: https://www.meinauftrag.rib.de/public
/DetailsByPlatformIdAndTenderId/platformId/4/tenderId/40727
Cainéal cumarsáide ad hoc: 
Ainm: https://www.meinauftrag.rib.de
URL: https://www.meinauftrag.rib.de

5.1.12.  Téarmaí soláthair
Téarmaí na haighneachta: 
Cur isteach leictreonach: Éigeantach
Seoladh an chur isteach: https://www.meinauftrag.rib.de
Na teangacha inar féidir tairiscintí nó iarrataí ar rannpháirtíocht a chur isteach: Gearmáinis
Catalóg leictreonach: Ní ceadmhach
Leaganacha malartacha: Ní ceadmhach
Féadfaidh tairgeoirí níos mó ná tairiscint amháin a chur isteach: Ní ceadmhach
Spriocdháta chun tairiscintí a fháil: 27/10/2026 10:00:00 (UTC+01:00) Am Lár na hEorpa, Am 
Samhraidh Iarthar na hEorpa
An tréimhse le linn a gcaithfidh an tairiscint a bheith bailí: 60 Laethanta
Eolas is féidir a fhorlíonadh tar éis an spriocdháta chun iarratas a dhéanamh: 
Faoi rogha an cheannaitheora, féadfar gach doiciméad ar iarraidh a bhaineann leis an 
tairgeoir a chur isteach níos déanaí.
Eolas breise: keine
Téarmaí an chonartha: 
Ní mór an conradh a chur i gcrích faoi chuimsiú clár fostaíochta dídeanaí: Ní hea
Sonrascú leictreonach: Éigeantach
Úsáidfear ordú leictreonach: tá
Úsáidfear íocaíocht leictreonach: tá

5.1.15.  Teicnící
Creat-chomhaontú: 
Níl feidhm ag creat-chomhaontú
Eolas faoin gcóras ceannaigh dinimiciúil: 
Níl feidhm ag córas ceannaigh dinimiciúil

5.1.16.  Tuilleadh eolais, idirghabháil agus athbhreithniú

https://www.meinauftrag.rib.de/public/DetailsByPlatformIdAndTenderId/platformId/4/tenderId/40727
https://www.meinauftrag.rib.de/public/DetailsByPlatformIdAndTenderId/platformId/4/tenderId/40727
https://www.meinauftrag.rib.de
https://www.meinauftrag.rib.de
https://www.meinauftrag.rib.de
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Eagraíocht athbhreithniúcháin: Vergabekammer Baden-Württemberg
Eagraíocht a sholáthraíonn tuilleadh faisnéise faoi na nósanna imeachta athbhreithnithe: 
Vergabekammer Baden-Württemberg

8. Eagraíochtaí

8.1.  ORG-0001
Ainm oifigiúil: Vergabestelle Landeshauptstadt Stuttgart
Uimhir chlárúcháin: t:4971121689746
Roinn: Dienstleistungszentrum Bauvertragswesen
Seoladh poist: Hauptstätter Str. 66
Baile: Stuttgart
Cód poist: 70178
Foroinn tíre (NUTS): Stuttgart, Stadtkreis (DE111)
Tír: An Ghearmáin
Pointe teagmhála: Dienstleistungszentrum Bauvertragswesen
R-phost: 65-8DLZBau@stuttgart.de
Teil.: 000
Róil na heagraíochta seo: 
Ceannaitheoir

8.1.  ORG-0002
Ainm oifigiúil: Vergabekammer Baden-Württemberg
Uimhir chlárúcháin: t:7219268730
Seoladh poist: Durlacher Str. 100
Baile: Karlsruhe
Cód poist: 76173
Foroinn tíre (NUTS): Karlsruhe, Stadtkreis (DE122)
Tír: An Ghearmáin
Pointe teagmhála: Regierungspräsidium Karlsruhe
R-phost: vergabekammer@rpk.bwl.de
Teil.: +497219268730
Róil na heagraíochta seo: 
Eagraíocht athbhreithniúcháin
Eagraíocht a sholáthraíonn tuilleadh faisnéise faoi na nósanna imeachta athbhreithnithe

8.1.  ORG-0004
Ainm oifigiúil: Beschaffungsstelle
Uimhir chlárúcháin: 0000
Roinn: Dienstleistungszentrum Bauvertragswesen
Seoladh poist: Hauptstätter Str. 66
Baile: Stuttgart
Cód poist: 70178
Foroinn tíre (NUTS): Stuttgart, Stadtkreis (DE111)
Tír: An Ghearmáin
Pointe teagmhála: Dienstleistungsstelle Bauvertragswesen
R-phost: 65-8DLZBau@stuttgart.de
Teil.: 000
Róil na heagraíochta seo: 
Soláthraí seirbhísí an tsoláthair

mailto:65-8DLZBau@stuttgart.de
mailto:vergabekammer@rpk.bwl.de
mailto:65-8DLZBau@stuttgart.de
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8.1.
 
ORG-0005
Ainm oifigiúil: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des Beschaffungsamts des 
BMI)
Uimhir chlárúcháin: 0204:994-DOEVD-83
Baile: Bonn
Cód poist: 53119
Foroinn tíre (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Tír: An Ghearmáin
R-phost: noreply.esender_hub@bescha.bund.de
Teil.: +49228996100
Róil na heagraíochta seo: 
TED eSender

Eolas faoin bhfógra

Aitheantóir/leagan an fhógra: bcafaadf-e102-42de-bf2f-845813aede37  -  01
Cineál na foirme: Iomaíocht
Cineál an fhógra: Fógra maidir le conradh nó lamháltas — an gnáthchóras
Fochineál an fhógra: 16
Dáta seolta an fhógra: 29/09/2026 09:19:00 (UTC+02:00) Am Oirthear na hEorpa, Am 
Samhraidh Lár na hEorpa
Na teangacha ina bhfuil an fógra seo ar fáil go hoifigiúil: Gearmáinis
Uimhir foilseacháin an fhógra: 672385-2026
Uimhir eagráin IO S: 189/2026
Dáta foilsithe: 30/09/2026

mailto:noreply.esender_hub@bescha.bund.de
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